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Kreis Lippe 
 
28 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Herrn Adrian Cosmin Dulca 
 
Gegen  
Herrn Adrian Cosmin Dulca 
 
ist am 10.12.2015 unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-
88/15-B ein Bußgeldbescheid erlassen worden. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 06.01.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
 
 
 
29 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Herrn Adrian Cosmin Dulca 
 
Gegen  
Herrn Adrian Cosmin Dulca 
 
ist am 10.12.2015 unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-
88/15-UV eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 06.01.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
30 Planfeststellung; hier: Bekanntmachung des 

Erörterungstermins 
 
Planfeststellungsverfahren für den Ausbau der B 239 
auf dem Gebiet der Stadt Bad Salzuflen von der A 2 
(Bau-km 2+167,399) bis zur Gemeindestraße Dorfstra-
ße/Lohheide (Bau-km  5+100)  
 

einschließlich 
 
• der Herstellung der „Anschlussstelle Meerbrede“ mit der 

Anbindung der L 804 (Buschortstraße) sowie der Ge-
meindestraße Meerbrede mittels Zubringerrampen 

 
• der Herstellung der „Anschlussstelle Werl“ mit der An-

bindung der L 772 (Werler Straße) sowie der K 30 (Bi-
emser Straße) mittels Zubringerrampen und zwei Kreis-
verkehrsplätzen 

 
• der Überführung der L 772 (Werler Straße)/K 30 (Biem-

ser Straße) im Zuge der „Anschlussstelle Werl“ 
 
• der Verlegung der Gemeindestraßen „Grüner Sand“ und 

„Dorfstraße“ im Bereich der „Anschlussstelle Werl“ und 
Neuanbindung an die Kreisverkehrsplätze 

 
• der Überführung der Gemeindestraßen „Dorfstra-

ße/Lohheide“ 
 
• Anschluss der Ausbaumaßnahme mit einem Über-

gangsbereich von Bau-km 4+940 bis Bau-km 5+100 an 
die vorhandene B 239 auf Höhe der Gemeindestraße 
„Dorfstraße/Lohheide“ 

 
• der Unterführung des Siekbaches und des verlegten 

Knipkenbaches 
 
• der Herstellung von zwei Regenrückhaltebecken bei 

Bau-km 3+750 und 4+100 
 
• der Anlage von ca. 3,3 ha Kompensationsmaßnahmen 

einschließlich Folgemaßnahmen und Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 

 
• der hiermit im Zusammenhang stehenden übrigen Än-

derungen am bestehenden Straßen-, Wege und Ge-
wässernetz und Anlagen Dritter 

 
Auf dem Gebiet der Stadt Bad Salzuflen 

Gemarkung Biemsen-Ahmsen, Flur 1 und 2 
Gemarkung Werl-Aspe, Flur 1, 2 und 6 

 
Auf dem Gebiet der Gemeinde Leopoldshöhe (nur Aus-
gleichsmaßnahmen) 
 Gemarkung Kentrup, Flur 2 

 
 

Die im o. g. Planfeststellungsverfahren rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen sowie die Stellungnahmen der Behör-
den werden mit dem Träger des Vorhabens, den Behör-
den, den Betroffenen sowie den Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert. Die mündliche Verhandlung 
besteht aus einer Generalerörterung sowie Einzelgesprä-
chen für die Grundstücksbetroffenen. 
 

 
Die Generalerörterung findet statt am Freitag, dem 12. 
Februar 2016 im Best Western Plus Hotel Ostertor, 
Ostertorstraße 52-54, 32105 Bad Salzuflen. Die Erörte-
rung beginnt um 10.00 Uhr. 
 
Folgende Tagesordnung ist für die Generaldebatte vorge-
sehen: 
1. Eröffnung / Einführung 

u. a. Vorstellung der Beteiligten, Hinweise zum Ab-
lauf und zur Organisation des Termins 

2. Allgemeine Rechts- und Verfahrensfragen 
 Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 
 Sonstiges 
3. Kurzbeschreibung des Vorhabens durch den Lan-

desbetrieb Straßenbau NRW 
 als Vorhabenträger 
4. Notwendigkeit des Vorhabens (Verkehrsprognose) 

/Alternativen/Bauausführung 
 (insb. Fahrbahngestaltung und Verkehrsführung) 
5. Immissionen (Lärm, Luftschadstoffe) 
6. Umwelt / Landschaftspflegerischer Begleitplan  
7. Grundstückbezogene Belange / Landwirtschaft 
 Inanspruchnahme / Beeinträchtigungen  
 Allgemeine Entschädigungsfragen 
8. Verschiedenes 
9. Beendigung der Erörterung 
 
Änderungen und Ergänzungen der Tagesordnung sind 
noch im Erörterungstermin im Einvernehmen aller Beteilig-
ten auf Entscheidung des Verhandlungsleiters möglich. 
 
Im Erörterungstermin werden die rechtzeitig erhobenen 
Einwendungen und Stellungnahmen erörtert. Die Teilnah-
me am Termin ist jedem, dessen Belange durch das Bau-
vorhaben berührt werden, freigestellt. Die Vertretung durch 
einen Bevollmächtigten ist möglich. Dieser hat seine Be-
vollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen und diese zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben 
eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden kann, 
dass verspätete Einwendungen ausgeschlossen sind und 
dass das Anhörungsverfahren mit Schluss der Verhand-
lung beendet ist. 
 
Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch 
Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht er-
stattet. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Der Verhand-
lungsleiter kann aber auch anderen Personen die Anwe-
senheit gestatten. Hierüber wird der Verhandlungsleiter zu 
Beginn der Erörterung entscheiden. Der Verhandlungsleiter 
weist bereits jetzt darauf hin, dass er im Interesse eines 
transparenten und bürgerfreundlichen Verfahrens allen in-
teressierten Bürgerinnen und Bürgern die Teilnahme an 
der Erörterung ermöglichen will, sofern kein Beteiligter wi-
derspricht. 
 
 
Bad Salzuflen, den 13.01.2016 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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31 Haushaltssatzung der Stadt Bad Salzuflen für 

das Haushaltsjahr 2016 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen mit Beschluss am 
09.12.2015 folgende Haushaltssatzung     erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  
Gesamtbetrag der Erträge  
auf     144.792.900 EUR 
Gesamtbetrag der  
Aufwendungen auf   144.492.500 EUR 
 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus laufender Verwaltungstätigkeit  
auf    134.584.600 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus laufender Verwaltungstätigkeit  
auf    131.627.300 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus der Investitionstätigkeit  
auf   8.051.700 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus der Investitionstätigkeit  
auf   29.796.400 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus der Finanzierungstätigkeit  
auf   23.501.000 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus der Finanzierungstätigkeit  
auf   10.531.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf  
  
     18.500.000 EUR 
festgesetzt.   
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
      9.830.500 EUR 
festgesetzt. 
 
Einzelne Verpflichtungsermächtigungen können im Rah-
men haushaltsrechtlicher Vorschriften auch für andere In-
vestitionsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. 
 

 
§ 4 

 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfol-
gen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

70.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 
In diesem Zusammenhang können zur wirtschaftlicheren 
Abwicklung kurzfristige Liquiditätsdarlehen im Liquiditäts-
verbund mit den Beteiligungen (Wirtschaftsbetriebe Bad 
Salzuflen GmbH, Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH und 
Staatsbad Salzuflen GmbH) bis zu einer maximalen Lauf-
zeit von einem Jahr im Einzelfall unter angemessener Ver-
zinsung vergeben werden. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf            425 v.H. 
1.2 für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B) auf          620 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf          445 v.H. 
 

§ 7 
 
Die im Stellenplan als künftig wegfallend (kw) bzw. künftig 
umzuwandeln (ku) bezeichneten Stellen fallen fort oder 
sind entsprechend den Vermerken umzuwandeln, sobald 
die derzeitigen Stelleninhaber ausgeschieden oder auf an-
dere Stellen versetzt worden sind. 
 

§ 8 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitions-
maßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 und § 14 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 50.000 € festge-
setzt. 
 

§ 9 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-

lungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Als unerheblich i.S. von § 83 GO NRW werden über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen ange-
sehen, 
 
1. wenn sie unmittelbar auf gesetzlicher oder vertraglicher 

Grundlage beruhen oder 
 
2. wenn es sich um durchlaufende Positionen/Zahlungen 

handelt oder 
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3. wenn über- oder außerplanmäßige Positionen in voller 

Höhe durch zweckgebundene Mehrerträge/-
einzahlungen gedeckt werden können, sofern diese 
nicht schon durch die gebildeten Budgets bereits ge-
deckt sind oder 

 
4. alle übrigen Aufwendungen und Auszahlungen bis zur 

Wertgrenze, die für Geschäfte der laufenden Verwal-
tung festgelegt ist. 

 
Als unerheblich im Sinne von § 83 i.V.m. § 85 GO NRW 
gelten über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen bis zur Wertgrenze, die für Geschäfte der laufen-
den Verwaltung festgelegt ist.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. 
 
Im Übrigen sind die über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächti-
gungen dem Rat zeitnah zur Kenntnis zu bringen, sofern 
sie nicht geringfügig sind. Die Kenntnisnahme der gering-
fügigen Beträge erfolgt über den Jahresabschluss. 
 
Geringfügig in diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 € 
pro Budget einer Produktgruppe sowie ferner alle über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die 
im Zusammenhang mit dem Jahresabschluss (u.a. einschl. 
der Internen Leistungsverrechnungen, Kalkulatorischen 
Abschreibungen, Vermögensveränderungen und Rückstel-
lungen), der Umsetzung des NKF sowie finanzneutrale Mit-
telumschichtungen zwischen den Organisationsbereichen, 
die bei Strukturänderungen der Verwaltung und im Bereich 
der Personalwirtschaft erforderlich werden. 
Geringfügig sind ebenso alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die aus finanzstatisti-
schen Gründen für die finanzneutrale Änderung von Sach-
konten erforderlich werden. 
 

§ 10 
 

Mittelverschiebungen innerhalb der Budgets mit Zahlungs-
verpflichtungen 

 
Die Entscheidung über Mittelverschiebungen mit Zahlungs-
verpflichtungen ab 50.000 € (z.B. bei allen Instandhaltungs-
, Instandsetzungs- und Erneuerungsvorhaben für Unterhal-
tung und Investition) innerhalb der gebildeten Budgets bzw. 
anhand der Bewirtschaftungsregeln trifft der Finanzaus-
schuss (mit Ausnahme der Deckungsbudgets der allge-
meinen Finanzwirtschaft und der Personalwirtschaft). 
 

§ 11 
 

Emächtigungsübertragungen 
 
Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen sind 
gemäß § 22 GemHVO übertragbar. 
 
Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen bleiben 
bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck ver-
fügbar; bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens 
jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in 
dem der Vermögensgegenstand in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen werden kann. Werden In-
vestitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen,  
 

 
bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 
 
Sind Erträge oder Einzahlungen auf Grund rechtlicher Ver-
pflichtungen zweckgebunden, bleiben die entsprechenden 
Ermächtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur 
Erfüllung des Zwecks und die Ermächtigungen zur Leistung 
von Auszahlungen bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für 
ihren Zweck verfügbar.  
 
Bei Übertragung von Aufwands- bzw. Auszahlungsermäch-
tigungen sollen die damit verbundenen oder in engem Zu-
sammenhang stehenden Ertrags- bzw. Einzahlungser-
mächtigungen (z.B. für Zuwendungen) in geeigneter Weise 
mit übertragen werden. 
 
Ermächtigungen für Auszahlungen, die in Zusammenhang 
mit rechtlichen Verpflichtungen oder in ähnlicher Weise 
(z.B. aufgrund Rückstellungsbildungen) stehen, bleiben bis 
zur Erfüllung der Verpflichtung bzw. der Inanspruchnahme 
der Rückstellung o.ä. verfügbar.  
 
Im Übrigen bleiben sonstige Ermächtigungen für Aufwen-
dungen und Auszahlungen des lfd. Bereichs (d.h. außer-
halb der Investitionen) maximal bis zum Ende des zweiten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 
 
Werden Ermächtigungen übertragen, erhöhen sie die ent-
sprechenden Positionen im Haushaltsplan des folgenden 
Jahres. 
 
Bad Salzuflen, den 15. Dezember 2015        
 
Roland Thomas 
Bürgermeister 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

nach den geltenden Vorschriften und: 
 

(Erfüllung der Anzeigepflicht): 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen 
für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen 
ist gemäß § 80 Abs. 5 GO dem Landrat als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schrei-
ben vom 17.12.2015 angezeigt worden. 
 
 (Verfügbarmachung zur Einsichtnahme): 
Die Haushaltssatzung 2016 -mit ihren Anlagen einschl. 
Haushaltsplan- ist zur Einsicht-nahme gemäß § 80 Abs. 
6 GO im Fachdienst 20 Kämmerei der Stadt Bad Sal-
zuflen, Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad 
Salzuflen während der Öffnungszeiten verfügbar. 

 
Bad Salzuflen, den 12. Januar 2016 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Stadt Barntrup 
 
32 Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
I. Jahresabschluss 2014 der Stadt Barntrup und die 

Entlastung des Bürgermeisters  
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
11.12.2015 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme 
der Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ge-
prüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht fest-
gestellt und dem Bürgermeister uneingeschränkte Entlas-
tung erteilt.  
 
AKTIVA   31.12.2014       31.12.2013 
 
1. Anlagevermögen 
 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 
     16.647,00                  16.578,00 
1.2 Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
 Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen      2.059.658,00             2.052.087,00 
1.2.1.2 Ackerland         1.620.120,00             1.620.120,00 
1.2.1.3 Wald, Forsten 860.118,00                860.118,00 
1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke               
             1.252.101,48             1.252.921,48 
    
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche
 Rechte mit 
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen                  
                 425.973,00               449.405,00 
1.2.2.2 Schulen          10.242.358,73           10.229.603,73               
1.2.2.3 Wohnbauten        553.391,00                531.374,00  
1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und  
 Betriebsbauten 5.146.833,00             5.300.101,00 
 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
1.2.3.1 Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 
             4.218.020,00             4.218.604,00 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 
     60.426,00                 65.610,00 
1.2.3.3 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanla-

gen                 17.503.386,14           18.341.668,14  
1.2.3.4 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und  
 Verkehrslenkungsanlagen             
                        15.775.050,91           16.513.902,91 
1.2.3.5 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 
                912.194,00                957.474,00 
 
1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden           
   102.278,00               108.080,00 
 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler         
             21,00                        21,00 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge        1.128.440,48                855.865,00 
 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung  
    790.869,23               723.245,00 
          

 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau   
              1.113.734,81               515.202,52 
 
1.3 Finanzanlagen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen     
              1.969.180,97            2.029.436,97 
1.3.2 Beteiligungen              3,00                         3,00 
1.3.3 Sondervermögen  623.431,31               623.431,31 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens                 
      36.526,89                 36.526,89 
1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an Sondervermögen  

 424.987,30               326.392,48 
1.3.5.2 Sonstige Ausleihungen  

119.707,14               123.877,06 
 
2. Umlaufvermögen 
 
2.1 Vorräte 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren             
      41.724,14                 41.930,88 
2.1.2 Grundstücke zum Verkauf                  
     727.215,00              786.160,00 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstän-

de 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderun-

gen aus 
 Transferleistungen 
2.2.1.1 Gebühren  154.052,56               138.829,52 
2.2.1.2 Beiträge     71.334,45                 71.334,45 
2.2.1.3 Steuern   115.084,26               205.028,21 
2.2.1.4 Forderungen aus Transferleistungen                       
                              0,00                     919,31 
 
AKTIVA   31.12.2014       31.12.2013 
 
2.2.1.5 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen       
         8.788,80                20.895,86 
 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 
2.2.2.1 gegenüber dem privaten Bereich                       
         8.211,69                63.738,56 
2.2.2.2 gegenüber dem öffentlichen Bereich               
       16.834,79                  0,00 
2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen                              
               0,00                          0,00 
2.2.2.4 gegen Beteiligungen       0,00                 23.144,84 
2.2.2.5 gegen Sondervermögen  
                                             66.614,21               206.452,00 
        
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände                  
                 157.362,90                 96.609,85 
 
2.3 Liquide Mittel   

            2.662.465,11            2.472.118,50 
 
3.  Aktive Rechnungsabgrenzungsposten            
       60.151,23                46.518,31 
 
SUMME AKTIVA            71.045.296,53         71.925.328,78  
 
PASSIVA    
 
1. Eigenkapital 
 
1.1 Allgemeine Rücklage              
                                      18.081.247,55          19.057.207,35 
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1.2 Ausgleichsrücklage         0,00            1.159.288,88 
 
1.3 Jahresfehlbetrag  

         - 1.381.515,34          - 2.075.331,68 
 
2. Sonderposten 
 
2.1  für Zuwendungen  

          22.584.738,03          23.104.338,03 
2.2 für Beiträge        8.833.261,00           9.150.789,00 
2.3 für den Gebührenausgleich                  
                 365.273,24               229.512,58 
2.4 Sonstige Sonderposten   

    28.245,00                29.565,00 
 
3.  Rückstellungen 
 
3.1 Pensionsrückstellungen               
              3.610.002,00            3.518.974,00 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten      
       68.852,98                72.358,05 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen                    
       81.700,00              190.700,00 
3.4 Sonstige Rückstellungen                 
     358.466,39              666.872,21 
 
4. Verbindlichkeiten 
 
4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.1.1 von Kreditinstituten 

           10.224.613,21         10.912.236,78 
 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten zur 

Liquiditätssicherung 
            4.000.000,00            2.000.000,00 

 
4.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
     225.147,11              237.353,53 
 
4.4 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen                  
                0,00                       43,36 
 
4.5 Sonstige Verbindlichkeiten             
     261.742,46              593.473,70 
 - davon gegen Sondervermögen:                   
         3.501,58              116.006,64 
  
4.6 Erhaltene Anzahlungen  

2.590.916,04          1.983.079,66 
 
5.  Passive Rechnungsabgrenzungsposten     
   1.112.606,86          1.094.868,33 
 
SUMME PASSIVA          71.045.296,53         71.925.328,78 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Barntrup 
über den Jahresabschluss 2014 und den Lagebericht so-
wie die Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. § 
96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Jahresabschluss 2014 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Barntrup, Fi-
nanzabteilung, Mittelstraße 38, 32683 Barntrup, Zimmer 
Nr. 13, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr,  
dienstags – donnerstags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von  
 
14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) 
öffentlich aus.  
 
Gesamtergebnisrechnung 2014 
 

Nr. Bezeichnung Ergebnis 2014 

1 Steuern und ähnliche Abgaben   8.674.159,63 

2 
+ Zuwendungen und allgemeine 
Umlagen          

3.790.949,54 

3 + Sonstige Transfererträge 0,00 

4 
+ Öffentlich-rechtlich Leistungsent-
gelte 

3.350.336,33 

5 
+ Privatrechtliche Leistungsentgel-
te 

163.840,15 

6 
+ Kostenerstattungen und Kosten-
umlagen                

414.092,36 

7 + Sonstige ordentliche Erträge 881.825,44 
8 + Aktivierte Eigenleistungen 70.116,55 
9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 
10 = Ordentliche Erträge 17.345.320,00 
11 - Personalaufwendungen 2.888.327,86 
12 - Versorgungsaufwendungen 198.620,29 

13 
- Aufwendungen für Sach- und 
Dienst-  leistungen 

3.214.646,87 

14 - Bilanzielle Abschreibungen 2.660.993,00 
15 - Transferaufwendungen 8.755.311,31 

16 
- Sonstige ordentliche Aufwendun-
gen 

923.345,59 

17 = Ordentliche Aufwendungen 18.641.244,92 
18 = Ordentliches Ergebnis  - 1.295.924,92 
19 + Finanzerträge 276.409,58 

20 
- Zinsen und ähnliche Aufwendun-
gen 

362.000,00 

21 = Finanzergebnis - 85.590,42 

22 
= Ergebnis der lfd. Verwaltungstä-
tigkeit 

- 1.381.515,34 

23 
+ Erträge aus internen Leistungs-
beziehungen 

1.032.411,64 

24 
- Aufwendungen aus internen Leis-
tungsbeziehungen 

1.032.411,64 

25 
= Saldo aus internen Leistungsbe-
ziehungen 

0,00 

26 + Außerordentliche Erträge 0,00 
27 - Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
28 = Außerordentliches Ergebnis 0,00 
29 = Jahresergebnis - 1.381.515,34 

 
Nachrichtlich: Verrechnung von Er-
trägen und Aufwendungen mit der 
allgemeinen Rücklage 
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30 
+ Verrechnete Erträge bei Vermö-
gensgegenständen 

339,00 

31 
+ Verrechnete Erträge bei Finanz-
anlagen 

0,00 

32 
- Verrechnete Aufwendungen bei 
Vermögensgegenständen 

0,00 

33 
- Verrechnete Aufwendungen bei 
Finanzanlagen 

0,00 

34 = Verrechnungssaldo 339,00 
 
Barntrup, den 12.01.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Schell  

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Stadt Detmold 
 
33 Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
23-05 „Kreuzbrede“, 9. Änderung 
Ortsteil:   Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: zwischen Kreuzstraße, Am 

Roßbruch, Belfort und Pots-
damer Straße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 02.12.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 23-05 „Kreuzbrede“, 9. Ände-

rung 
Ortsteil:   Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: zwischen Kreuzstraße, Am 

Roßbruch, Belfort und Pots-
damer Straße 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 02.12.2015 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 23-05 „Kreuzbrede“, 9. Ände-

rung 
Ortsteil:   Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: zwischen Kreuzstraße, Am 

Roßbruch, Belfort und Pots-
damer Straße 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 07.01.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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34 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 
 

I. 
Haushaltssatzung der Stadt Detmold für das Haus-

haltsjahr 2016 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496) hat der 
Rat der Stadt Detmold mit Beschluss vom 16.12.2015 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf    217.989.093 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  
                            218.006.007 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf                     207.414.491 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf               207.023.870 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der       
Investitionstätigkeit auf                         11.617.923 € dem 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf                         31.291.120 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf                     33.196.378 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Finanzierungstätigkeit auf                     19.800.681 € 
festgesetzt. 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2016 erforderlich ist, wird auf 

16.689.076 € 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

38.146.834 € 
 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans im Haushaltsjahr 2016 wird auf 
 

16.914 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2016 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 
 

55.000.000 € 
 

festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf              217 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf              550 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: 
 auf                446 v.H.  
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-

lungen sowie  
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie mindestens 25.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 € überschreiten, davon ausgenom-
men sind die internen Leistungsverrechnungen und bilan-
zielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die im Zusammenhang 
mit  
- dem Jahresabschluss oder  
- der Umsetzung des NKF oder  
- finanzneutralen Änderungen von Sachkonten aus finanz-
statistischen Gründen oder 
- finanzneutralen Mittelumschichtungen zwischen den Or-
ganisationsbereichen  

- bei Strukturänderungen der Verwaltung oder 
- im Bereich der Personalwirtschaft  

erforderlich werden.  
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 150.000 € betragen. 
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Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 50.000 € betragen. 
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen so-
wie Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sowie Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis 
zu bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 

 
§ 8 

 
Budgets und Deckungsfähigkeiten 

 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Organisationsbereiche mit Ausnahme 
 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z. B. bi-

lanzielle Abschreibungen, interne Leistungsver-
rechnungen etc.) 

 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO (siehe 
auch „Verzeichnis der Produktsachkonten und Aufträge mit 
Deckungsvermerken“ [gelbe Seiten]) bestehen. Das Glei-
che gilt für Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden Ein-
richtungen werden zu jeweils gesonderten Budgets ver-
bunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. 
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der Produktsachkonten 
und Aufträge mit Deckungsvermerken“.  
 
Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines 
Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 GemHVO für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der im § 3 der Haus-
haltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen darf nicht überschritten werden. 
 

§ 9 
 

Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 
 

Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 250.000 € fest-
gesetzt.  
 

§ 10 
 

Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
 

 
kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausscheiden 

        des Stelleninhabers. 
ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des 
         Stelleninhabers umzuwandeln. 
 
Die im Stellenplan ausgewiesenen Planstellen der Beam-
ten und Tarifbeschäftigten können vorübergehend auch mit 
Beschäftigten der jeweils anderen Beschäftigtengruppe be-
setzt werden. 
 

II: 
Bekanntmachung der Haushalts- 

satzung für das Haushaltsjahr 2016 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schreiben 
vom 22.12.2015 angezeigt worden. Das Anzeigeverfahren 
wurde mit Verfügung des Kreises Lippe vom 13.01.2016 
abgeschlossen. 

Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erforderliche Genehmi-
gung der Verringerung der Allgemeinen Rücklage ist vom 
Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Verfügung vom 13.01.2016 
erteilt worden. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 25.01.2016 bei der Stadt Detmold, Bielefel-
der Straße 1, II. OG, Zimmer 201, 32756 Detmold, öffent-
lich aus und wird dort bis zum Ende der Auslegung des 
Jahresabschlusses 2016 zur Einsichtnahme bereitgehalten 
und ist unter der Adresse www.detmold.de im Internet ver-
fügbar. 

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 
fehlt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 15.01.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Gemeinde Extertal 
 
35 Bekanntmachung über die Feststellung der 

Gültigkeit der Wahl der Bürgermeisterin/des 
Bürgermeisters der Gemeinde Extertal vom 13. 
September 2015 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
17. Dezember 2015 gem. § 40 i. V. m. § 46b des Gesetzes 
über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Kommunalwahlgesetz) vom 30. Juni 1998 in der zurzeit 
geltenden Fassung die Wahl der Bürgermeisterin/des Bür-
germeisters der Gemeinde Extertal vom 13. September 
2015, nach Vorprüfung durch den Haupt- und Beschwer-
deausschuss als Wahlprüfungsausschuss, durch Be-
schluss für gültig erklärt. 
 
Gegen diesen Beschluss kann gem. § 41 Abs. 1 des 
Kommunalwahlgesetzes binnen eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden erhoben 
werden. Ein Vorverfahren nach dem 8. Abschnitt der Ver-
waltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 
Gemäß § 65 Ziffer 1 der Kommunalwahlordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KWahlO) wird hiermit der Rats-
beschluss vom 17. Dezember 2015 öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Extertal, 13.01.2016 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
 
 
gez. Monika Rehmert 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
 
 
 
36 Hauptsatzung der GEMEINDE EXTERTAL vom 

13.01.2016 
 

Inhaltsübersicht 
 
 Präambel 
 
§ 1 Name, Bezeichnung, Gebiet 
§ 2 Wappen, Flagge, Siegel 
§ 3 Gleichstellungsbeauftragte 
§ 4 Unterrichtung der Einwohnerinnen und Ein-
wohner 
§ 5 Anregungen und Beschwerden 
§ 6 Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
§ 7 Dringlichkeitsentscheidungen 
§ 8 Ausschüsse 
§ 9 Aufwandsentschädigungen, Verdienstaus-
fallersatz 
§ 10 Genehmigung von Rechtsgeschäften 
§ 11 Bürgermeister 
§ 12 Allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters 
§ 13 Öffentliche Bekanntmachungen 
§ 14 Zuständigkeit für dienstrechtliche Entschei-
dungen 
§ 15 Inkrafttreten 
 
 
 
 

 
Präambel 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 
Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) - in der zurzeit gel-
tenden Fassung - hat der Rat der Gemeinde Extertal in 
seiner Sitzung am 17.12.2015 mit Mehrheit der gesetzli-
chen Anzahl der Mitglieder des Rates die folgende Haupt-
satzung beschlossen: 
 
In der Hauptsatzung der Gemeinde Extertal werden männ-
liche Bezeichnungen benutzt. Eine konsequente Anwen-
dung einer weiblichen und einer männlichen Nennung wür-
de zu einer Unleserlichkeit der Hauptsatzung führen und 
die Verständlichkeit der Aussagen in Frage stellen. Es wird 
deshalb an dieser Stelle ausdrücklich betont, dass Frauen 
und Männer in der Hauptsatzung gleichrangig angespro-
chen werden. 
 

§ 1 
Name, Bezeichnung, Gebiet 

 
Die Gemeinde Extertal besteht seit dem 01. Januar 1969. 
Der Gemeinde gehören die Ortschaften 
 
 Almena   Laßbruch 
 Asmissen  Meierberg 
 Bösingfeld  Nalhof 
 Bremke   Rott 
 Göstrup   Schönhagen 
 Kükenbruch  Silixen 
 
an. 
 
Das Gemeindegebiet umfasst 92,5 km². 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Siegel 

 
(1) Der Gemeinde ist mit Urkunde des Regierungspräsi-

denten vom 08. Oktober 1970 das Recht zur Führung 
eines Wappens verliehen worden. 

 
Beschreibung des Wappens: 
Von Silber (Weiß) und Grün schrägrechts geteilt, oben 
mit einem roten achtstrahligen Stern, unten mit einem 
goldenen (gelben) Wellenschrägbalken belegt.  

 
(2) Der Gemeinde ist ferner mit Urkunde des Regierungs-

präsidenten vom 08. Oktober 1970 das Recht zur Füh-
rung einer Flagge verliehen worden. 

 
Beschreibung der Flagge: 
Von Grün und Weiß längsgestreift mit dem von der Mit-
te zur Stange verschobenen Wappenschild der Ge-
meinde. 
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(3) Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel mit dem Gemein-

dewappen. Das Dienstsiegel gleicht in Form und Größe 
dem dieser Hauptsatzung beigedrückten Siegel. 

 
 

§ 3 
Gleichstellung von Frau und Mann 

 
(1) Der Bürgermeister bestellt eine hauptamtlich tätige 

Gleichstellungsbeauftragte. Diese kann auch mit einem 
Anteil der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für 
den Bereich Gleichstellung tätig sein. 

 
(2) Der Bürgermeister bestellt eine Stellvertreterin der 

Gleichstellungsbeauftragten für den Aufgabenbereich 
der §§ 17, 18, 19 Abs. 1 LGG NRW. 

 
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben 

und Maßnahmen der Gemeinde mit, die die Belange 
von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Aner-
kennung ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesell-
schaft haben. Dies sind insbesondere soziale, organisa-
torische und personelle Maßnahmen, einschließlich 
Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vor-
stellungsgespräche; die Gleichstellungsbeauftragte 
wirkt bei der Erstellung und Änderung des Frauenför-
derplans sowie bei der Erstellung des Berichts über die 
Umsetzung des Frauenförderplans mit. 

 
(4) Der Bürgermeister unterrichtet die Gleichstellungsbe-

auftragte über geplante Maßnahmen gemäß Abs. 3 
rechtzeitig und umfassend. 

 
(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann, soweit Bera-

tungsgegenstände ihres Aufgabenbereiches behandelt 
werden, an Sitzungen des Verwaltungsvorstands, des 
Rates und seiner Ausschüsse teilnehmen. 

 
Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. Sie kann die 
Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbe-
reiches unterrichten. Hierüber ist der Bürgermeister 
vorab zu informieren. 

 
Die Entscheidung, ob ein Beratungsgegenstand eine 
Angelegenheit des Aufgabenbereiches der Gleichstel-
lungsbeauftragten ist, obliegt dem Bürgermeister bzw. 
bei Ausschusssitzungen dem Ausschussvorsitzenden. 

 
(6) Die Vorlagen und Vorinformationen zu Beratungsge-

genständen, die den übrigen Rats- bzw. Ausschussmit-
gliedern zugesandt werden, sind spätestens gleichzeitig 
auch der Gleichstellungsbeauftragten zuzuleiten, sofern 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs in Frage ste-
hen. 

 
 
 

 
(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenhei-

ten, die ihren Aufgabenbereich berühren, den Be-
schlussvorlagen des Bürgermeisters widersprechen; in 
diesem Fall hat der Bürgermeister den Rat zu Beginn 
der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentli-
chen Gründe hinzuweisen. 

 
§ 4 

Unterrichtung der Einwohner 
 
(1) Der Rat hat die Einwohner über allgemein bedeutsame 

Angelegenheiten der Gemeinde zu unterrichten. Die 
Unterrichtung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen. Über 
die Art und Weise der Unterrichtung (z .B. Hinweis in 
der örtlichen Presse, öffentliche Anschläge, schriftliche 
Unterrichtung aller Haushalte, Durchführung besonde-
rer Informationsveranstaltungen, Abhaltung von Ein-
wohnerversammlungen) entscheidet der Rat von Fall zu 
Fall. 

 
(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere statt-

finden, wenn es sich um Planungen oder Vorhaben der 
Gemeinde handelt, die die strukturelle Entwicklung der 
Gemeinde unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder 
die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von 
Einwohnern verbunden sind. Die Einwohnerversamm-
lung kann auf Teile des Gemeindegebietes beschränkt 
werden. 

 
(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohnerver-

sammlung beschlossen, so setzt der Bürgermeister Zeit 
und Ort der Versammlung fest und lädt alle Einwohner 
durch öffentliche Bekanntmachung ein. Die in der Ge-
schäftsordnung für die Einberufung des Rates festge-
legten Ladungsfristen gelten entsprechend. Der Bür-
germeister führt den Vorsitz in der Versammlung. Zu 
Beginn der Versammlung unterrichtet der Bürgermeis-
ter die Einwohner über Grundlagen, Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen der Planung bzw. des Vorhabens. An-
schließend haben die Einwohner Gelegenheit, sich zu 
den Ausführungen zu äußern und sie mit den vom Rat 
zu bestimmenden Ratsmitgliedern aller Fraktionen und 
dem Bürgermeister zu erörtern. Eine Beschlussfassung 
findet nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis der 
Einwohnerversammlung in seiner nächsten Sitzung zu 
unterrichten. 

 
(4) Die dem Bürgermeister aufgrund der Geschäftsordnung 

obliegende Unterrichtungspflicht bleibt unberührt. 
 

§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft 

mit anderen schriftlich mit Anregungen oder Beschwer-
den an den Rat zu wenden. Anregungen und Be-
schwerden müssen Angelegenheiten betreffen, die in 
den Aufgabenbereich der Gemeinde Extertal fallen. 

 
(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in den Aufga-

benbereich der Gemeinde Extertal fallen, sind vom 
Bürgermeister an die zuständige Stelle weiterzuleiten. 
Der Antragsteller ist hierüber zu unterrichten. 

 
(3) Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen oder 

Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklä-
rungen, Ansichten etc.), sind ohne Beratung vom Bür-
germeister zurückzugeben. 
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(4) Für die Erledigung von Anregungen und Beschwerden 

bildet der Rat gem. §§ 57 GO NRW einen Beschwerde-
ausschuss. Dem Beschwerdeausschuss gehören 5  
Mitglieder an. 

 
(5) Der für die Erledigung von Anregungen und Beschwer-

den nach Abs. 4 zuständige Ausschuss hat diese inhalt-
lich zu prüfen. Danach überweist er sie an die zur Ent-
scheidung berechtigte Stelle. Bei der Überweisung 
kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur 
Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 

 
(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer Angele-

genheit, die den Gegenstand einer Anregung oder Be-
schwerde bildet, an sich zu ziehen (§ 41 Abs. 2, 3 GO 
NRW), bleibt unberührt. 

 
(7) Dem Antragsteller kann aufgegeben werden, Anregun-

gen oder Beschwerden in der für eine ordnungsgemäße 
Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Bera-
tung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der not-
wendigen Unterlagen ausgesetzt werden. 
 

(8) Von einer Prüfung von Anregungen und Beschwerden 
soll abgesehen werden, wenn 
a) der Inhalt einen Straftatbestand erfüllt, 
b) gegenüber bereits geprüften Anregungen oder Be-

schwerden kein neues Sachvorbringen vorliegt. 
 
(9) Der Antragsteller ist über die Stellungnahme des nach 

Abs. 4 zuständigen Ausschusses durch den Bürger-
meister zu unterrichten. 

 
§ 6 

Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
 
(1) Der Rat führt die Bezeichnung: „Rat der Gemeinde Ex-

tertal“. 
 
(2) Die Ratsmitglieder führen die Bezeichnung „Ratsherr“. 

Weibliche Ratsmitglieder führen die Bezeichnung „Rats-
frau“. 

 
§ 7 

Dringlichkeitsentscheidungen 
 
Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses oder 
des Bürgermeisters mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 
und 2 GO NRW) bedürfen der Schriftform. 
 

§ 8 
Ausschüsse 

 
(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer den in 

der Gemeindeordnung oder in anderen gesetzlichen 
Vorschriften vorgeschriebenen Ausschüssen gebildet 
werden. Die Zahl der Ausschussmitglieder soll ungera-
de sein. 

 
(2) Die Ausschüsse werden ermächtigt, in Angelegenheiten 

ihres Aufgabenbereiches die Entscheidungen dem Bür-
germeister zu übertragen. 

 
(3) Der Rat kann sich durch Ratsbeschluss für einen be-

stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall 
die Entscheidung vorbehalten.  

 
 

 
(4) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine 

Richtlinien aufstellen. 
 

§ 9 
Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschädi-

gung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages und 
ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der EntschVO NRW 
für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss-, Fraktionssit-
zungen. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das 
Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 20 Sitzungen im 
Jahr beschränkt. 

 
(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner erhal-

ten für die im Rahmen der Mandatsausübung erforderli-
che Teilnahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen 
ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der EntschVO NRW. 
Dies gilt unabhängig vom Eintritt des Vertretungsfalles 
auch für die Teilnahme an Fraktionssitzungen als stell-
vertretendes Ausschussmitglied. Die Anzahl der Frakti-
onssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, 
wird auf 20 Sitzungen im Jahr beschränkt.  

 
(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf 

Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Man-
datsausübung entsteht, soweit sie während der Arbeits-
zeit erforderlich ist. Der Verdienstausfall wird für jede 
Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit be-
rechnet, wobei die letzte angefangene Stunde voll zu 
rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen 

Regelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich 
keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Re-
gelstundensatz wird auf 6,14 € festgesetzt. 

 
b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regel-

stundensatz übersteigende Verdienstausfall gegen 
entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage ei-
ner Bescheinigung des Arbeitgebers, ersetzt. 

 
c) Selbständige können eine besondere Verdienstaus-

fallpauschale je Stunde erhalten, sofern sie einen 
den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall 
glaubhaft machen. Die Glaubhaftmachung erfolgt 
durch eine schriftliche Erklärung über die Höhe des 
Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten 
Angaben versichert wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 

Personen führen, von denen mindestens eine ein 
Kind unter 14 Jahren oder eine anerkannt pflegebe-
dürftige Person nach dem SGB XI ist, oder die ei-
nen Haushalt mit mindestens 3 Personen führen, 
und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche 
erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der mandats-
bedingten Abwesenheit vom Haushalt mindestens 
den Regelstundensatz. Auf Antrag werden statt des 
Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für ei-
ne Vertretung im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb 

der regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund der man-
datsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwen-
dig werden, werden auf Antrag in Höhe der nach-
gewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskos-
ten werden nicht erstattet bei Kindern, die das 14.  
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Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besonde-
re Umstände des Einzelfalls werden glaubhaft 
nachgewiesen. 

 
f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den 

Betrag von 15,34 € je Stunde überschreiten. 
 
g) Stellvertretende Bürgermeister nach § 67 Abs. 1 GO 

NRW und Fraktionsvorsitzende - bei Fraktionen mit 
mindestens 10 Mitgliedern auch ein stellvertretender 
Vorsitzender, mit mindestens 20 Mitgliedern auch 2 
stellvertretende Vorsitzende und mit mindestens 30 
Mitgliedern auch 3 stellvertretende Vorsitzende - er-
halten neben den Entschädigungen, die den Rats-
mitgliedern nach § 45 GO NRW zustehen, eine 
Aufwandsentschädigung nach Maßgabe der Ent-
schVO NRW. 

 
§ 10 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 
 
(1) Verträge der Gemeinde mit Mitgliedern des Rates oder 

der Ausschüsse sowie mit dem Bürgermeister und den 
leitenden Dienstkräften der Gemeinde bedürfen der 
Genehmigung des Rates. 

 
(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
 

a) Verträge, die auf der Grundlage feststehender Tari-
fe abgeschlossen werden, 

b) Verträge, denen der zuständige Ausschuss auf der 
Grundlage einer von der Gemeinde vorgenomme-
nen Ausschreibung zugestimmt hat, 

c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufen-
den Verwaltung (§ 41 Abs. 3 GO NRW) darstellt. 

 
(3) Leitende Dienstkräfte i. S. dieser Vorschrift sind der 

Bürgermeister und sein allgemeiner Vertreter. 
 

§ 11 
Bürgermeister 

 
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im Namen 

des Rates als auf den Bürgermeister übertragen, soweit 
nicht der Rat sich oder einem Ausschuss für einen be-
stimmten Kreis von Geschäften oder für einen Einzelfall 
die Entscheidung vorbehält. Nähere Einzelheiten sind in 
der Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Aus-
schüsse der Gemeinde Extertal festgelegt. 

 
(2) Der Rat wählt aus seiner Mitte ohne Aussprache eh-

renamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters. 
 

§ 12 
Allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters 

 
Zum allgemeinen Vertreter des Bürgermeisters wird ein 
Beamter durch den Rat bestellt. 
 

§ 13 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde, die 

durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden 
vollzogen im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden. 

 
 

 
(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen werden 

durch Aushang an der Anschlagtafel am Rathaus Exter-
tal, Mittelstr. 36, 32699 Extertal, öffentlich bekannt ge-
macht. Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs 
sind die in der Geschäftsordnung festgelegten La-
dungsfristen zu beachten. Auf den einzelnen Bekannt-
machungen sind der Zeitpunkt des Aushangs und der 
Zeitpunkt der Abnahme zu bescheinigen. Die Abnahme 
darf frühestens am Tage nach der Ratssitzung erfolgen. 

 
(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 

festgelegten Form infolge höherer Gewalt oder sonsti-
ger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt 
die Bekanntmachung ausschließlich in der Form nach 
Abs. 2. Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öf-
fentliche Bekanntmachung nach Abs. 1 unverzüglich 
nachgeholt. 

 
§ 14 

Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 
 
(1) Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der Bediens-

teten der Gemeinde. 
 
(2) Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grundver-

hältnis oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten in 
Führungsfunktion zur Gemeinde verändern, trifft der 
Rat im Einvernehmen mit dem Bürgermeister, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des § 73 Abs. 3 GO NRW. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Die Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die vom Rat der Gemeinde 
Extertal in seiner Sitzung am 5. November 2009 beschlos-
sene Hauptsatzung außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Wortlaut der vorstehenden Satzung stimmt mit dem 
Beschluss des Rates der Gemeinde Extertal vom 
17.12.2015 überein und wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) die Bürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt 

 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
FG I.1 - Innere Verwaltung 
AZ.: I.1 - No 
 
32699 Extertal, 13.01.2016 
 
gez. 
 
 
Monika Rehmert 
Bürgermeisterin 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Gemeinde Kalletal 
 
37 Satzung der Gemeinde Kalletal zur Einziehung 

des Wirtschaftsweges Gemarkung Hohenhau-
sen, Flur 10, Flurstück 67 (Am Bruchwege) in 
Kalletal Hohenhausen vom 28.12.2015 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen 
Fassung in Verbindung mit § 58 Abs. 4 des Flurbereini-
gungsgesetzes (FlurbG) vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 
546) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Kalletal in seiner Sitzung am 19.11.2015 folgende 
Satzung beschlossen:  
 

§ 1 
 
Im Gebiet der Gemeinde Kalletal ist unter anderem der 
Wirtschaftsweg Gemarkung Hohenhausen, Flur 10, Flur-
stück 67 (Am Bruchwege) zur gemeinschaftlichen Benut-
zung der Anlieger geschaffen und im Flurbereinigungsplan 
der Flurbereinigung Hohenhausen, Az.: 22 59 1, entspre-
chend ausgewiesen worden. 
 

§ 2 
 
(1) Der Wirtschaftsweg Gemarkung Hohenhausen, Flur 10, 
Flurstück 67 („Am Bruchwege“), verzeichnet im Grundbuch 
von Kalletal, Blatt 6206, Bestandsverzeichnisnummer 107, 
Größe 1.366 m², wird eingezogen.  
(2) Mit der Einziehung des Weges entfallen die Zweckbe-
stimmung und die Nutzungsrechte, die sich aus dem Flur-
bereinigungsplan der Flurbereinigung Hohenhausen, Az. 
22 59 01, ergeben.  
 

§ 3 
 
Die Einziehung ist mit Rechtsbehelfsbelehrung öffentlich 
bekannt zu machen.  
 

§ 4 
 
Der als Anlage beigefügte Übersichtsplan ist Bestandteil 
dieser Satzung.  

 
§ 5 

 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vom Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde mit Verfügung vom 14.12.2015, Ak-
tenzeichen 140 – 15 11 88 (09), genehmigte Satzung der 
Gemeinde Kalletal zur Einziehung des Wirtschaftsweges 
Gemarkung Hohenhausen, Flur 10, Flurstück 67 (Am 
Bruchwege) in Kalletal Hohenhausen vom 28.12.2015 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird 
darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO 
NRW eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Gemeinde Kalletal unter www.kalletal.de 
Rubrik „Bekanntmachungen“ zugänglich gemacht. 
 
Kalletal, den 28.12.2015 
 
Gemeinde Kalletal  
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Hermann Fischer 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Stadt Lage 
 
38 Bekanntmachung des Beschlusses des Rates 

der Stadt Lage über den Jahresabschluss 2014 
und die Entlastung des Bürgermeisters 

 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
10.12.2015 den vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüften Jahresabschluss durch Beschluss festgestellt, über 
die Behandlung des Jahresergebnisses beschlossen und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt (§ 96 Abs. 1 GO 
NRW). 
 
Der Jahresabschluss 2014 der Stadt Lage wurde dem 
Kreis Lippe gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 
11.12.2015 angezeigt. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 
2014 werden wie folgt bekannt gemacht: 
 
Bilanzsumme zum 31.12.2014 244.440.762,15 € 
 
Gesamtergebnisrechnung:  Jahresfehlbetrag  
    1.750.943,51 € 
 
Der Jahresfehlbetrag  wird der Ausgleichsrücklage ent-
nommen. 
 
Der Jahresabschluss mit vollständiger Ergebnisrechnung, 
Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, dem An-
hang und dem Lagebericht liegt in der Zeit vom 04.01.2016 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2015 bei der 
Stadt Lage, Bergstraße 6, Zimmer 406 (City-Center 1. OG), 
- Fachteam Finanzbuchhaltung- während der Dienststun-
den öffentlich zur Einsichtnahme aus.  
 
Die wesentlichen Positionen der Schlussbilanz zum 
31.12.2014 sind nachstehend abgedruckt. 
 

Aktiva zum 31.12.2014 

Anlagevermögen 
Immaterielle Vermögensgegen-
stände 54.222,27 € 

Grünflächen 9.547.939,25 € 

Ackerland 977.693,00 € 

Wald, Forsten 819.845,00 € 

Sonst. unbebaute Grundstücke 6.446.381,70 € 

Kinder- und Jugendeinricht. 6.283.442,00 € 

Schulen 58.787.074,00 € 

Wohnbauten 19.050,00 € 
Sonstige Dienst- , Geschäfts- und 
Betriebsgebäude 17.535.272,00 € 
Grund und Boden des Infrastruk-
turvermögens 12.632.450,79 € 

Brücken und Tunnel 531.668,28 € 
Straßennetz mit Wegen, Plätzen 
und Verkehrslenkungsanlagen 53.021.741,10 € 
Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 52.418,00 € 
Kunstgegenstände, Kulturdenkmä-
ler 17,00 € 
Maschinen und technische Anla-
gen, Fahrzeuge 3.769.001,00 €  

 
Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 5.230.955,00 € 
Geleistete Anzahlungen und Anla-
gen im Bau 3.210.699,00 € 
Anteile an verbundenen Unterneh-
men 6.202.000,00 € 

Beteiligungen 17.449.503,00 € 

Sondervermögen 25.931.868,00 € 

Wertpapiere des Anlagevermögens 539.175,13 € 

Ausleihungen 115.717,74 € 

Umlaufvermögen 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Wa-
ren 83.960,70 € 

Grundstücke zur Vermarktung 1.855.173,90 € 

Öffentlich-rechtliche Forderungen 3.491.971,12 € 

Privatrechtliche Forderungen 1.068.605,89 € 

Sonstige Vermögensgegenstände 2.251.904,57 € 

Liquide Mittel 5.626.671,47 € 

Aktive Rechnungsabgrenzung 904.341,24 € 

Summe Aktiva 244.440.762,15 € 

Passiva zum 31.12.2014 

Eigenkapital 

Allgemeine Rücklage 24.712.195,93 € 

Ausgleichsrücklage 2.746.071,10 € 
Jahresüberschuss / Jahresfehlbe-
trag -1.750.943,51 € 

Sonderposten für Zuwendungen 42.849.291,82 € 

Sonderposten für Beiträge 27.366.537,95 € 
Sonderposten für den Gebühren-
ausgleich 235.257,32 € 

Sonstige Sonderposten 7.589,00 € 

Pensionsrückstellungen 37.169.951,00 € 
Rückstellungen für Deponien und 
Altlasten 51.000,00 € 

Instandhaltungsrückstellungen 3.421.284,37 € 

Sonstige Rückstellungen 4.549.264,96 € 
Verbindlichkeiten aus Krediten für 
Investitionen vom öffentlichen Be-
reich 54.227.626,01 € 
Verbindlichkeiten aus Krediten für 
Investitionen vom privaten Kredit-
markt 8.328.700,00 € 
Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
Liquiditätssicherung 21.036.375,28 € 
Verbindlichkeiten aus Vorgängen, 
die Kreditaufnahmen gleichkom-
men 6.617.837,14 € 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 1.677.015,71 € 
Verbindlichkeiten aus Transferleis-
tungen 259.432,85 € 

Sonstige Verbindlichkeiten 3.331.292,25 € 

Erhaltene Anzahlungen 1.565.241,17 € 
Passive Rechnungsabgrenzungs-
posten 6.039.741,80 € 

Summe Passiva 244.440.762,15 € 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Jahresabschluss wird hiermit gem. § 96 Absatz 2 Ge-
meindeordnung  für das Land Nordrhein-Westfalen (Be-
kanntmachung vom 14.07.1994; GV NW S. 666) in der 
zurzeit gültigen Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung des Be-
schlusses des Rates der Stadt Lage über den Jahresab-
schluss 2014 und die Entlastung des Bürgermeisters ist auf 
der Internetseite der Stadt Lage 
www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen einsehbar. 
 
Lage, den 11. Januar 2016 
 
Stadt Lage  
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
 
 
 
39 Neuwahl der Schiedspersonen für das Stadt-

gebiet Lage 
 
Der Direktor des Amtsgerichts Detmold hat die Wahl der 
Schiedsleute für das Stadtgebiet bestätigt.  
 
Das Schiedsamt wird ausgeübt von:  
 

Herrn Otto Kröckel 
Gartenstraße 1, 32791 Lage 
(Schiedsmann) 

 
sowie 
 

Herrn Andreas Raabe 
In der Bülte 43, 32791 Lage 
(stv. Schiedsmann) 

 
Der Amtssitz der Schiedsleute ist das Rathaus I, Lange 
Straße 72, 32791 Lage. Terminabsprachen können über 
die privaten Telefonanschlüsse der Schiedsleute erfolgen 
oder auf dem elektronischen Weg unter schiedswe-
sen@lage.de. 
 
Lage, d. 21.12.2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
 
 
 
40 8. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-

plans G 122 „Östliche Brandheide“ im OT Har-
dissen der Stadt Lage im beschleunigten Ver-
fahren gem. § 13 a BauGB 

 
hier: Aufstellungsbeschluss zur 8. Änderung und 

Erweiterung sowie frühzeitige Beteiligung 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 

 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 10. Dezember 
2015 die Aufstellung der 8. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplans G 122 „Östliche Brandheide“ der Stadt 
Lage als beschleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB be-
schlossen.  
 
Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
„Die Aufstellung der 8. Änderung und Erweiterung des Be-
bauungsplans G 122 „Östliche Brandheide“ im OT Hardis-
sen der Stadt Lage wird gemäß § 2 BauGB beschlossen. 
Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs sind im 
Planauszug im Maßstab 1:5.000 dargestellt. Es soll ein be-
schleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB mit frühzeitiger 
Beteiligung durchgeführt werden.“ 
 
Der vorgenannte Beschluss wird hiermit gemäß §§ 2 Abs. 
1 und 13 a Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht. Die 
frühzeitige Beteiligung wird wie folgt durchgeführt: 
 
Der Vorentwurf zum Bebauungsplan mit Erläuterungen 
(Begründung) liegt in der Zeit vom  
 

26. Januar 2016 bis einschl. 26. Februar 2016 
 
während der Dienststunden beim Fachteam Planen der 
Stadt Lage, St.-Johann-Straße 6, 1. Obergeschoss, zur 
Einsichtnahme bereit. Zusätzlich kann der Vorentwurf im 
Internet  eingesehen werden unter: 
 
http://www2.lage.de/Bauen-und-Wirtschaft/Entwickeln-und-
Planen/Stadtplanung/Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die in den ausliegenden Plan-
unterlagen vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Während dieser Zeit hat gemäß § 3 Abs. 1 BauGB jeder 
die Möglichkeit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwe-
cke der Bebauungsplanaufstellung und die wesentlichen 
Auswirkungen zu informieren. Stellungnahmen können 
schriftlich eingereicht oder mündlich zur Niederschrift ab-
gegeben werden. Informationsmaterial wird den Interes-
sierten zur Verfügung gestellt.  
 
Nach § 13 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll.  
 
Lage, 13. Januar 2016 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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41 Bekanntmachung 
 
Durch Beschluss des Landrates des Kreises Lippe – 
Fachbereich 4 Umwelt und Energie - in Detmold vom 
07.12.2015, Az.: 4.1-32 99 60-10/17, ist der Plan für das 
Vorhaben 
Erweiterung der Abgrabung nach Sand und Kies in La-
ge, Gemarkung Waddenhausen, Flur 5, Flurstücke 48 
und 101 je tlw. („Siekkrug 2“), verbunden mit der Her-
stellung eines Gewässers, 
 
gemäß  
 
− §§ 68-71 des Gesetzes zur Ordnung des Wasser-

haushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 
2585)in der z. Zt. gültigen Fassung, 

 
− §§ 100-104, 136, 138 des Wassergesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz 
NRW - LWG) vom 25.06.1995 (GV NRW. S. 926) in 
der z.Z. gültigen Fassung, 

 
− Gesetz zur Ordnung von Abgrabungen (Abgra-

bungsgesetz – AbgrabG) 
 
− § 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung im Lande Nordrhein-Westfalen         (UVPG 
NRW) vom 29.04.1992 (GV NW S. 175) in der z. Zt. 
gültigen Fassung in Verbindung mit dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. 
F. der Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I 
S.94) in der z. Zt. gültigen Fassung, 

 
− §§ 72 ff des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Verwaltungsverfahrens-
gesetz NRW - VwVfG NRW) in der Neufassung vom 
12.11.1999 (GV NRW. S. 602) in der z.Z. gültigen 
Fassung 

 
festgestellt worden. 
 
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit 
Rechtsbehelfsbelehrung und des festgestellten Planes lie-
gen  
ab dem    06. Februar 2016 
für die Dauer von zwei Wochen bei    

der Stadt Lage, Lange 
Straße 74, 32791 Lage 

während der allgemeinen Dienststunden  
    des Bürgerbüros  
    Montag und Mittwoch
    08.00 Uhr – 17.00 Uhr 
    Dienstag 
    07.30 Uhr – 17.00 Uhr 
    Donnerstag 
    07.30 Uhr – 18.00 Uhr 
    Freitag  
    07.30 Uhr – 13.00 Uhr 

Jeden 1. Samstag im 
Monat  
 09.30 Uhr – 12.30 Uhr 

zur allgemeinen Einsicht aus. 
 
 
 
 

 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (Ablauf des 20. Februar 
2016) gilt der Beschluss gemäß § 74 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG 
NRW) gegenüber den übrigen Betroffenen als zugestellt. 
 
Detmold, 08.12.2015 
 
K R E I S   L I P P E 
Der Landrat 
Stabsstelle 670.0 – Umweltrecht, Controlling 
als untere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
 
Vahle 
Az.: 4.01-32 99 60-10/17 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit gemäß § 70 
WHG ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
 
 
 
42 Widmung von Straßen 
 
Die Stadt Lage hat den Ameisenweg, den Bienenweg, den 
Hummelweg und den Immenweg einschließlich der Verbin-
dungsfußwege mit dem erfolgten Ausbau endgültig herge-
stellt.  
Die Straßenbaubehörde verfügt gem. § 6 Abs. 2 Satz 1 des 
Straßen- und Wegegesetzes NRW (StrWG NRW) die 
Widmung für den öffentlichen Verkehr. Bei den Erschlie-
ßungsanlagen handelt es sich um Gemeindestraßen im 
Sinne von § 3 Abs. 4 Ziff. 2 Straßen- und Wegegesetz 
NRW, d.h. es sind Straßen, bei denen die Belange der Er-
schließung der anliegenden Grundstücke überwiegen. 
Straßenbaulastträger ist gem. § 47 Abs. 1 Straßen- und 
Wegegesetz NRW die Stadt Lage. 
 
Der Ameisenweg, der Bienenweg, der Hummelweg und der 
Immenweg erhalten die Eigenschaft einer Gemeindestraße 
nach § 3 Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes NRW, in 
der festgelegten Untergruppe gemäß § 3 Abs. 4 Ziff. 2 
Straßen- und Wegegesetz NRW, die im Lageplan schraf-
fiert dargestellten Verbindungswege jedoch mit der Be-
schränkung auf die Benutzungsart „Fußgänger“ (Fußweg) 
mit Ausnahme des Benutzerkreises „Anlieger der Flurstü-
cke 1346 (Immenweg 15), 1572 (Immenweg 29 und 29a), 
1573 (Immenweg 28), 1582 (Bienenweg 11), 1496 (Bie-
nenweg 13), 1532 (Bienenweg 15) mit Kfz. 
 
Die Grenzen der hiermit gewidmeten Erschließungsanlage 
sind aus dem abgedruckten Flurkartenauszug ersichtlich.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
öffentlicher Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 
32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden) schrift-
lich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Ver-
ordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den 
Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nord-
rhein-Westfalen – ERVVO VG/FG einzureichen oder  
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mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des Verwaltungsgerichts zu erklären. Bei 
schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsrist nur 
gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist 
bei Gericht eingegangen ist. Wird die Klage schriftlich er-
hoben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtig-
ten versäumt werden, so würde dessen Verschulden dem 
jeweiligen Kläger zugerechnet werden. 
 
Lage, den 05. Januar 2016 
 
Stadt Lage 
In Vertretung 
 
 
gez. Paulussen 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
43 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Alten Hansestadt Lemgo 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
1. Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. 
NRW. S. 496) in Kraft getreten am 04. Juli 2015, hat der 
Rat der Stadt Lemgo mit Beschluss vom 14. Dezember 
2015 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf   
    107.357.727 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
    111.276.233 EUR 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf   109.289.318 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf   114.624.213 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investi-
tionstätigkeit auf     4.016.550 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investiti-
onstätigkeit auf      2.195.235 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf          10.116 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf        396.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Inves-
titionen erforderlich ist, wird auf              0 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf    0 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf     2.705.856 EUR 

 
und die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf 
                      1.212.650 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditäts-
sicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
                    40.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind für das 
Haushaltsjahr 2016 durch eine Hebesatzsatzung festge-
setzt worden: 
 
1. Grundsteuer 2016 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe   
(Grundsteuer A) auf    253 v. H. 
1.2 für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf    480 v. H. 
Die Grundsteuer B beinhaltet auch die Leistungen für Stra-
ßenreinigung und Winterdienst. 
 
2. Gewerbesteuer 2016 auf   430 v. H. 
 

§ 7 
entfällt 

 
§ 8 

 
1. Die im Stellenplan mit "k. w." (künftig wegfallend) oder 
"k. u." (künftig umzuwandeln) vermerkten Stellen für Be-
amte und tariflich Beschäftigte fallen beim Freiwerden weg 
bzw. werden unter Beachtung der durch Tarifrecht festge-
legten Eingruppierungsmerkmale umgewandelt. 
 
2. Wird einem/einer Beamten/Beamtin ein Amt mit höhe-
rem Endgrundgehalt verliehen, so kann er/sie mit Rückwir-
kung von höchstens drei Monaten in die höhere Planstelle 
eingewiesen werden, soweit er/sie während dieser Zeit die 
Obliegenheiten des verliehenen oder eines gleichartigen 
Amtes tatsächlich wahrgenommen hat und die Planstelle, 
in die er/sie eingewiesen wird, besetzbar war. 
 

§ 9 
 
Bestimmungen über Deckungsfähigkeit und De-
ckungsvermerke zum Haushaltsplan  
 
Deckungsfähigkeit nach § 21 GemHVO 
Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung können Erträ-
ge/Einzahlungen und Aufwendungen/Auszahlungen zu 
Budgets verbunden werden. 
 
In allen Budgets ist die Summe der Erträge und die Summe 
der Aufwendungen für die Haushaltsführung verbindlich (§ 
21 Abs. 1 GemHVO). Die Bewirtschaftung der Budgets darf 
nicht zu einer Minderung des Saldos aus laufender Verwal-
tungstätigkeit führen. 
Es werden folgende Budgets gebildet: 
 
1. Sonderbudgets für: 
a) die Personal- und Versorgungsaufwendungen/ aus-

zahlungen (ohne Honorare 5019/7019), 
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b) die Aufwendungen/ Auszahlungen für die Mieten und 

Nebenkosten an die Gebäudewirtschaft Lemgo (GWL) 
einschließlich der Nebenkostennachzahlungen und  

c) die Aufwendungen/ Auszahlungen für die Abrechnun-
gen mit den Städtischen Betrieben Lemgo (SBL). 

2. Budgets für 
a) jeden einzelnen Geschäftsbereich laut Organigramm 
b) die Stäbe und  
c) den Personalrat, Gleichstellung und örtliche Rech-

nungsprüfung. 
 
Unechte Deckungsfähigkeit mit Zweckbindung: 
 
Zweckgebundene Mehrerträge/ Mehreinzahlungen können 
für entsprechende zweckgebundene Mehraufwendungen/ 
Mehrauszahlungen verwendet werden. Dies gilt auch für 
Ein- und Auszahlungen für Investitionen (§ 21 Abs. 2 
GemHVO). Die Mehraufwendungen/ Mehrauszahlungen 
gelten nicht als überplanmäßige oder außerplanmäßige 
Aufwendungen/ Auszahlungen. 
 
Stehen Aufwendungen/ Auszahlungen zweckgebundene 
Erträge/ Einzahlungen, insbesondere Zuweisungen des 
Landes gegenüber, dürfen die Aufwendungen/ Auszahlun-
gen erst dann geleistet werden, wenn die Erträge/ der Ein-
gang der Einzahlungen rechtlich und tatsächlich gesichert 
ist.  
 
Unechte Deckungsfähigkeit ohne Zweckbindung: 
 
Unerhebliche Mehrerträge/ Mehreinzahlungen können für 
entsprechende Mehraufwendungen/ Mehrauszahlungen 
nach Genehmigung durch den Kämmerer verwendet wer-
den (§ 2 Ziffer 11 Zuständigkeitsordnung).  
 
Stehen diesen Aufwendungen/ Auszahlungen entspre-
chende Erträge/ Einzahlungen gegenüber, dürfen die Auf-
wendungen/ Auszahlungen erst dann geleistet werden, 
wenn die Erträge/ der Eingang der Einzahlungen rechtlich 
und tatsächlich gesichert ist.  
 
Ausnahmen von der Deckungsfähigkeit: 
a) Aufwands- und Auszahlungskonten, die als begünstig-

tes Konto zu einem zweckgebundenen Ertrag und einer 
zweckgebundenen Einzahlung gehören und   

b) Verfügungsmittel nach § 15 GemHVO. 
 
Verpflichtungsermächtigungen :  
 
Diese können mit Genehmigung des Stadtkämmerers gem. 
§ 13 Abs. 2 GemHVO auch für andere Investi-
tionsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. Der im 
§ 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen darf nicht überschritten 
werden. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Nach öffentlicher Bekanntgabe im Kreisblatt Lippe vom 
10.11.2015 hat der Entwurf der Haushaltssatzung mit allen 
Anlagen gem. § 80 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496), in Kraft getreten am 04. Juli 2015, öf-
fentlich bis zum Abschluss des Beratungsverfahrens im Rat 
zur Einsichtnahme ausgelegen. 
 

 
In der Bekanntgabe ist darauf hingewiesen worden, dass 
gegen den Entwurf Einwohner und Abgabepflichtige inner-
halb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung 
Einwendungen erheben können. 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 80 Abs. 
5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 22.12.2015 
angezeigt worden.  
 
Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erforderliche Genehmi-
gung der Verringerung der Rücklage ist vom Landrat als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Ver-
fügung vom 07.01.2016 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 26.01.2016 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gem. 
§ 96 Abs. 2 GO NRW in der Kämmerei, Papenstraße 7, 
Zimmer 117, öffentlich aus und ist im Internet unter der Ad-
resse www.lemgo.net verfügbar. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet 
oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Lemgo, den 14.01.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.01.2016 
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Stadt Lügde 
 
44 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das Erfordernis der Einwilligung zur Daten-
übermittlung aus dem Melderegister  

 (§ 42, § 44, § 50 des Bundesmeldegesetzes – 
BMG) 

 
I. Datenübermittlung an andere öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaften  
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde von diesen Fami-
lienangehörigen folgende Daten übermitteln: Vor- und 
Familiennamen, Geburtsdatum und –ort, Geschlecht, 
Religionszugehörigkeit, derzeitige Anschriften, Aus-
kunftssperren nach § 51 BMG und Sterbedatum (§ 42 
Abs. 2 BMG). Vorgenannte Familienangehörige können 
verlangen, dass ihre Daten nicht übermittelt werden; 
dies gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuerer-
hebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaft übermittelt werden. Familienangehö-
rige der vorgenannten Mitglieder sind der Ehegatte oder 
Lebenspartner, minderjährige Kinder und die Eltern von 
minderjährigen Kindern.  
(§ 42 Abs. 3 BMG) 

 
II. Datenübermittlung an politische Parteien  

Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher 
und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über die in § 44 Abs. 1 Satz 1 BMG 
bezeichneten Daten (Familienname, Vornamen, Dok-
torgrad und derzeitige Anschriften) von Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammen-
setzung das Lebensalter bestimmend ist.  
(§ 50 Abs. 1 BMG) 

 
III. Datenübermittlung über Alters- und Ehejubiläen 

Die Meldebehörde darf auf Verlangen von Mandatsträ-
gern, Presse oder Rundfunk diesen Auskunft aus dem 
Melderegister über Alters- und Ehejubiläen von Ein-
wohnern erteilen. Die Auskunft darf Familienname, 
Vornamen, Doktorgrad, Anschrift sowie Datum und Art 
des Jubiläums umfassen.  
(§ 50 Abs. 2 BMG) 

 
IV. Datenübermittlung an Adressbuchverlage 

Für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenver-
zeichnisse in Buchform) darf die Meldebehörde zu allen 
Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
Auskunft über deren Familienname, Vornamen, Doktor-
grad und derzeitige Anschriften, erteilen.  
(§ 50 Abs. 3 BMG) 

 
V. Auskunft aus dem Melderegister (einfache Meldere-

gisterauskunft) 
Die Meldebehörde darf, wenn eine Person zu einer an-
deren Person oder wenn eine andere als die in § 34 
Abs. 1 Satz 1 BMG oder § 35 BMG bezeichneten Stelle 
Auskunft verlangt, nur Auskunft über Familienname, 
Vornamen, Doktorgrad, derzeitige Anschriften und, so-
fern die Person verstorben ist, diese Tatsache, einzel-
ner bestimmter Personen erteilen. Die Er-teilung ist nur  

 
zulässig, wenn die Auskunft verlangende Person oder 
Stelle erklärt, dass die Daten nicht für Zwecke der Wer-
bung oder des Adresshandels verwendet werden, es 
sei denn, die betroffene Person hat der Übermittlung für 
jeweils diesen Zweck ausdrücklich eingewilligt.  
(§ 44 Abs. 3 Satz 1 BMG) 

 
Der Weitergabe der unter Ziffer I bis IV genannten Daten 
kann der Betroffene widersprechen  
(§ 42 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Abs. 5 BMG) 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Die Weitergabe der unter Ziffer V genannten Daten ist nur 
dann zulässig, wenn zuvor der Betroffene ausdrücklich 
schriftlich eingewilligt hat. (§ 44 Abs. Abs. 3 Satz 1 BMG) 
Auf das Erfordernis der Einwilligung weise ich hiermit hin.  
 
Der Widerspruch gegen bzw. die Einwilligung zur vorge-
nannten Datenübermittlung ist an den Bürgermeister, 
Fachbereich 3 - Ordnung und Soziales -, Am Markt 1, 
32676 Lügde , zu richten oder direkt bei der Meldebehörde 
der Stadt Lügde (Zimmer 3) erteilen. Vordrucke für die ver-
schiedenen Widerspruchs- und Einwilligungsrechte sind bei 
der Meldebehörde erhältlich. 
 
Es ist zu beachten, dass die genannten Auskünfte bereits 
vor dem jeweiligen Ereignis (ca. 6 Monate vor einer Wahl, 
ca. 3 Monate vor einem Jubiläum, ca. 10 Monate vor Her-
ausgabe eines Adressbuches) erteilt werden dürfen. Der 
Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf Widerruf 
gültig. 
 
Lügde, den 15.01.2016  
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker   
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Jobcenter Lippe 
 
45 Öffentliche Zustellung eines Aufhe-

bungsbescheides vom 11.1.2016 für die Zeit ab 
01.01.2016 an Herrn Patrick Bandow  

 
An Herrn Patrick Bandow ist am 11.1.2016 unter dem Ak-
tenzeichen 62332200203312 ein Aufhebungsbescheid er-
lassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Patrick 
Bandow unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als  zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Extertal, Wirtschaftliche Hilfen, Mittelstr. 35, in 
32699  Extertal, Zimmer 5 während der üblichen Dienstzei-
ten in Empfang nehmen. 
 
Extertal, den 11.1.2016 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Schneider 
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46 Öffentliche Zustellung eines Rückforderungs-

bescheides vom 11.1.2016 für die Zeit ab 
01.01.2016 an Herrn Patrick Bandow  

 
An Herrn Patrick Bandow ist am 11.1.2016 unter dem Ak-
tenzeichen 62332200203312 ein Rückforderungsbescheid 
erlassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Patrick 
Bandow unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als  zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Extertal, Wirtschaftliche Hilfen, Mittelstr. 35, in 
32699  Extertal, Zimmer 5 während der üblichen Dienstzei-
ten in Empfang nehmen. 
 
Extertal, den 11.1.2016 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Schneider 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
47 Aufgebot einer Sparurkunde 
 
Die Sparurkunde  4010009514  ausgestellt von der Spar-
kasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der Spar-
kasse Paderborn ist abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die  Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
 
Paderborn, 08.01.2016 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


